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Wirtschaftsminister Habeck zu Antrittsbesuch im Nordosten

Die Termine sind eng getaktet, die Themen meist problembeladen: Bei seinem Antrittsbesuch spart
Bundeswirtschaftsminister Habeck die kritischen Bereiche Mecklenburg-Vorpommerns nicht aus. Es
geht um Schiffbau und Tourismus - beides gezeichnet von der Pandemie.

Als drittem Bundesland stattet Bundeswirtschafts-
minister Robert Habeck am Montag Mecklenburg-
Vorpommern einen Antrittsbesuch ab. Das Programm
ist dicht gefüllt. Nach einem Gespräch mit seinem
Schweriner Amtskollegen Reinhard Meyer (SPD) sind
zwei Betriebsbesuche geplant. Dabei wird sich der
Grünen-Politiker sowohl mit einer traditionsreichen,
aber problembeladenen Branche konfrontiert sehen,
als auch einen Unternehmensbereich näher ken-
nenlernen, auf den Mecklenburg-Vorpommern und
Deutschland insgesamt große Hoffnungen setzen.

Gegen Mittag wird Habeck auf der Werft in Wismar er-
wartet. Sie ist Teil der MV-Werften-Gruppe, für die An-
fang Januar Insolvenz angemeldetwurde. Knapp2000
Schiffbauer erhoffen sich staatliche Überbrückungs-
hilfen, um nach dem Ende des krisengeschüttelten
Kreuzfahrtschiffbaus neue Betätigungsfelder wie den
Bau von Offshore-Plattformen erschließen zu können.

Im Dock der Wismarer Werft wartet zudem die „Glo-
bal One“, die mit Platz für 9500 Passagiere eines der
größten Kreuzfahrtschiffe wäre, auf die Fertigstellung.
DaauchderMutterkonzernals Auftraggeber imJanuar
Insolvenzantrag stellte, fehlen die Mittel zur Fertigstel-
lung. Die Rede ist von 600 Millionen Euro.

Als Auslöser der Werften-Pleite gilt die Pandemie,
in deren Folge der Kreuzfahrttourismus, eine der
Haupteinnahmequellen des Genting-Konzerns, welt-
weit zum Erliegen kam. Weil Gentings Liquidität nicht
mehr ausreichte, sprangen Bund und Land zunächst
mit Krediten und Bürgschaften ein, zogen zu Beginn

dieses Jahres aber die Notbremse. Seither sucht In-
solvenzverwalter Christoph Morgen nach zahlungsfä-
higen Abnehmern für das Schiff und nach Investoren
für neue Projekte.

Am Nachmittag besucht Habeck in Laage südlich von
Rostock einen Standort der Apex-Gruppe. Das Ener-
gieunternehmen plant dort die Entwicklung und den
Einsatz verschiedenster Wasserstofftechnologien, von
der Gewinnung des Energieträgers bis zur Fertigung
von Brennstoffzellen sowie Tank- und Speichersyste-
men.

Dem Wasserstoff wird eine bedeutende Rolle bei
der künftigen Sicherstellung des Energiebedarfs in
Deutschland beigemessen. Zur Produktion wollen die
norddeutschen Länder verstärkt den hier gewonne-
nen Windstrom nutzen. Von dem so erzeugten Ener-
gievorrat erhoffensie sichauch Impulse fürdieAnsied-
lung neuer Industrieunternehmen.

Für den Abend ist in Fincken (Landkreis Mecklenburgi-
sche Seenplatte) eine Gesprächsrunde mit Vertretern
der Tourismuswirtschaft geplant. Rund 130 000 Men-
schen sind im Nordosten im Tourismus tätig und da-
mit fast jeder fünfte Erwerbstätige.

Die Branche leidet unter den Folgen der Pandemie
und fordert mit Blick auf den Saisonstart eine Locke-
rung der Schutzvorschriften für Gastronomie und Ho-
tellerie. Große Hoffnungen setzt die Branche auf die
für Mittwoch geplanten Bund-Länder-Beratungen zur
Bewältigung der Corona-Krise.
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Mathias Schönknecht

REGION NÖRDLICH VON LEIPZIGJK

Atommüllendlager in Delitzsch? Gefahren – aber auch Geld und
Jobs

Sven Petersen von der Bundesgesellschaft für Endlagerung erklärt, was auf die Region zu-
kommenwürde. Neben den Belastungen winken auch Subventionen und andere Vorteile.

Was ist, wenn die Wahl doch auf Delitzsch fällt? Die
Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE)will bis zum
Jahr 2031 klären,wodas Endlager für radioaktiven Ab-
fall in Deutschland hinkommt. Nach geologischen Ge-
sichtspunkten stehen aktuell noch 48 Prozent der Flä-
che Deutschlands zur Verfügung. Darunter auch das
sogenannte Delitzscher Pluton, ein etwa 104 Quadrat-
kilometer großes Gebiet aus kristallinem Gestein in
mehr als 400 Meter Tiefe. Dieses Gebiet reicht bei-
nah bis an die Stadtgrenze von Leipzig heran und er-
füllt bisher die Voraussetzungen. Sven Petersen, stell-
vertretender Pressesprecher der BGE, erklärt auf LVZ-
Anfrage,welcheVorteile undGefahreneinEndlager für
die Region bedeuten würde, ob beispielsweise mehr
Jobs entstehen und die Infrastruktur ausgebaut wer-
den könnte.

Grundsätzlichwill vermutlich keinDelitzscher ein End-
lager direkt vor seiner Tür. Doch die Annahme, dass
damit auch Vorteile verbunden sind, kommt nicht von
ungefähr. Zum Vergleich das Beispiel Frankreich: Für
die Risiken, die der Atommüll für die Départements
Haute-Marne und Meuse, an dessen Grenze das End-
lager in Bure liegt, bekommendiese seit 1999 pro Jahr
30 Millionen Euro Entwicklungshilfe, dazu Subventio-
nen für Gas, Wasser und Strom. Die Kommunen in ei-
nemRadius von zehnKilometernumBureerhalten zu-
sätzlich jährlich eine Pauschale immittleren dreistelli-
genBereichproEinwohner. In FinnlandhabensichRe-
gionen beispielsweise aus ähnlichen Gründen umdas
Endlager beworben.

Die Infrastruktur

„Grundsätzlich können radioaktive Abfälle mit ent-
sprechenden atomrechtlichen Genehmigungen über
bereits bestehende Schienen- und Straßennetze
transportiert werden“, sagt Sven Petersen von der

Bundesgesellschaft. Aktuell finde die Eingrenzung zu
den sogenannten „Standortregionen“ statt, bei der al-
le Teilgebiete anhand wissenschaftlicher Methoden
bewertet werden. Dabei spiele auch eine Rolle, ob der
Standort, an dem das spätere Endlager gebaut wird,
bereits über die öffentlichen Verkehrswege angebun-
den ist. Inwieweit später neue Infrastruktur geschaffen
werdenmuss, hänge sehr stark vomgenauenStandort
ab. Es sei aber möglich.

Die Jobs

Eine präzisere Aussage kann Petersen zu möglichen
Jobs machen. Zur Orientierung nennt er das „Endla-
ger Konrad“ in Salzgitter (Niedersachsen). Dort wo die
schwach- und mittelradioaktiven Abfälle endgelagert
werden sollen, arbeiten derzeit über 500 Personen.

Für den Bau und späteren Betrieb werden laut dem
Pressesprecher beispielsweise Ingenieure, Bergleu-
te, Architekten, Elektriker, Maschinenbauer, Wachleu-
te und Gebäudemanager benötigt. Die neuen Jobs
könnten dannmindestens bis 2081 bestehen bleiben.
Denn wenn der Endlagerstandort 2031 gefunden ist,
sollen danach die Bau- und im Anschluss die Einlage-
rungsphase beginnen. „Für beide Phasen zusammen
gehen Experten und Expertinnen von einer Dauer von
mindestens 50 Jahren aus“, sagt Petersen.

Die finanziellen Vorteile

Welche weiteren Branchen profitieren könnten, ob
ähnlichwie in Frankreich Gas, Strom,Wasser undWirt-
schaft sowie der Tourismus subventioniert werden,
könne aktuell nicht geklärt werden, sagt der BGE-
Mitarbeiter. Für alle in Frage kommenden Standort-
regionen werde es detaillierte sozioökonomische Po-
tenzialanalysen geben. Diese sollen dann in den so-
genannten Regionalkonferenzen gemeinsam mit den
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Bürgern und Bürgerinnen vor Ort entwickelt werden,
sagt Petersen.

Die Gefahr

Um Gefahren möglichst auszuschließen, werde der
Standort in mehrstufigen Verfahren gesucht, sagt Pe-
tersen. Als größte Gefahr gilt, dass radioaktive Abfäl-
le mit Wasser in Kontakt kommen, darüber in die Bio-
sphäre und somit ins Trinkwasser, in Nahrungsmittel
und letztlich zum Menschen gelangen. Jede Auswahl
der weiter zu erkundenden Standortemüsse etwa von
Bundestag und Bundesrat beschlossen werden, sagt
Petersen.

Zudem geben die gesetzlichen Schutzziele des Atom-
gesetzes vor, welche Auswirkungen ein Endlager auf
die Umgebung des Standortes haben darf und wel-
che Grenzwerte einzuhalten sind. Laut Paragraph 80
Strahlenschutzgesetz beträgt der Grenzwert aus der
Errichtung, demBetriebundder Stilllegungeines End-
lagers für Einzelpersonen ein Millisievert im Kalender-
jahr. Zum Vergleich: Die natürliche Strahlenbelastung
einer Einzelperson in Deutschland beträgt im Durch-
schnitt 2,1 Millisievert im Jahr. „Die Strahlungsgrenz-
werte für ein Endlager sind also sehr streng“, sagt Pe-
tersen. Kommentar
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Daniel Wetzel

Deutsches Aus für Nord Stream 2wäre nicht legal

Entscheidenmüsste die Europäische Union

Wenig hat politische Beobachter vergangene Woche
so beschäftigt wie die Frage, warum sich die Bundes-
regierung mit Sanktionsdrohungen gegen Russland
so zurückhält. Nach dem Antrittsbesuch des Bundes-
kanzlers in Washington wunderten sich Journalisten,
Moderatoren und Kommentatoren in gleichlautender
Formulierung, warum Olaf Scholz im Unterschied zu
US-Präsident JoeBiden ”dasWortNordStream2noch
nicht einmal in den Mund nahm”.

Es habe taktische Gründe, wenn Scholz nicht über die
bereits fertig verlegte Ostsee-Pipeline sprechen wol-
le, hieß es. Das Schweigen des Kanzlers sei ”politi-
sches Kalkül”, mutmaßte etwa JacopoMaria Pepe von
der Stiftung für Wissenschaft und Politik im ”Spiegel”.
SPD-Generalsekretär Kevin Kühnert erklärte, Scholz
sei nicht bereit, ”durch die Nennung einzelner mög-
licher Sanktionsinstrumente eine Reihenfolge erken-
nen zu lassen”, um dem russischen Präsidenten Wla-
dimir Putin keine ”Kosten-Nutzen-Abschätzung” einer
Ukraine-Invasion zu ermöglichen.

Wahrscheinlicher sind es jedoch schlicht rechtliche
Gründe, die den studierten Juristen Scholz zur Zurück-
haltung zwingen: Die Bundesrepublik ist wirtschaft-
lich an dem Projekt nicht beteiligt, und genehmigt ist
die Pipeline auch. Eine national veranlasste Sanktion
hätte damit keine legale Grundlage. Enteignungsglei-
cheEingriffe indenEnergiemarkthattenhöchstedeut-
sche Gerichte zwar im Falle der Atomkraft abgesegnet.
Doch begründet wurden diese mit der Besonderheit
der ”Risikotechnologie”, und um eine solche handelt
es sich im Falle von Erdgas nicht.

Der Pipeline fehlt nur nochdie Zertifizierung nach Arti-
kel 11der europäischenGasbinnenmarktrichtlinie, die
festlegt, dass ein Versorger nicht zugleich alleiniger Ei-
gentümer eines Leitungsmonopols sein darf. Dieses
sogenannte ”Unbundling” (Entbündelung) muss von
der Bundesnetzagentur zertifiziert werden. Der Behör-

de vorzugeben, die EU-rechtliche Zertifizierung po-
litisch zu instrumentalisieren und zu verweigern, ist
Experten zufolge ausgeschlossen: Eine solch offene,
eklatante Verletzung des Rechtsstaatsprinzips hätte
innen- und außenpolitisch verheerende Folgen.

Da die Bundesnetzagentur vor Abschluss der Zertifi-
zierung eine Stellungnahme der EU-Kommission ein-
holen muss, bleibt als letzte offene Frage, wie euro-
päische Einwände die Zertifizierung verzögern könn-
ten. Verhindern ließe sie sich wohl nicht: Laut Gas-
Richtlinie kann die Zertifizierung nur versagt werden,
wenn das Projekt die Versorgungssicherheit gefähr-
det. Dass eine zusätzlichePipeline aber geeignetwäre,
diese aufs Spiel zu setzen, wäre kontra-intuitiv und vor
Gericht kein tragfähiges Argument.

”Schadenersatz gäbe es überhaupt nur, wenn die Ver-
weigerung der Zertifizierung rechtswidrig wäre, dann
könnte man an Amtshaftung für rechtswidriges Han-
deln der Bundesnetzagentur denken”, sagt Christian
von Hammerstein, Rechtsanwalt der Berliner Kanzlei
Raue. ”Wenn diese aber eine negative Stellungnahme
der Kommission erhält, handelt sie dann noch amts-
pflichtwidrig?WäredanneigentlichdieKommission in
der Haftung, aber nachwelchenRegeln?” Alles Fragen,
die bisher kein Gericht jemals entschieden habe, sagt
vonHammerstein. ”Wer immerSchadenersatz fordert,
sei es Gazprom oder ein westeuropäischer Finanzier
der Pipeline: Es würde ein langer, steiniger Weg.”

Sanktionen gegen Russland wurden schon 2014 nach
der Krim-Annexion - und werden auch weiterhin -
nur von der EU nach einstimmiger Entscheidung ver-
hängt. Schadenersatz, auch fürmittelbar Geschädigte
in den eigenen Reihen, sehen diese Sanktionsregeln
nicht vor. Für Olaf Scholz’ Zurückhaltung in der Sank-
tionsfrage gibt es also praktisch zwingende rechtliche
Gründe: Er kann national nicht androhen, was die Eu-
ropäische Union erst noch entscheiden muss.
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Marco Evers

ENERGIE

»Wir müssen dasmachen«

Die Max-Planck-Physikerin Athina Kappatou, 35, über die Kernfusion bei 150 Millionen Grad, die ihr
jetzt im Experimentalreaktor Jet zusammenmit Hunderten Forschern gelungen ist
SPIEGEL: Frau Kappatou, im Inneren der Sonne
brennt einpermanentes Fusionsfeuer.Wasserstoffato-
me verschmelzen miteinander zu Helium und setzen
dabei ungeheure Energiemengen frei. Physikerwie Sie
träumen davon, diesen Prozess auf Erden nachzuah-
men, was sich allerdings als sehr kompliziert erweist.

Kappatou: Einfach ist es in der Tat nicht.

SPIEGEL:Einböses Sprichwort besagt: VoneinemFu-
sionsreaktor sind wir 30 Jahre entfernt – auch in 30
Jahren noch. Dabei sind schon Milliarden und gan-
ze Forscherkarrieren in das Thema investiert worden,
und trotzdem hat die Testphase dieser Technik noch
nicht mal begonnen.

Kappatou: Die Fusion dauert, aber die Arbeit lohnt
sich. Fusion ist unsere einzige Option, wenn wir der-
einst klimaneutral sein und trotzdem Zugriff auf sau-
bere und schier unerschöpfliche Energie haben wol-
len. Wir müssen das machen – jetzt.

SPIEGEL: In Oxford haben gerade Hunderte Forscher,
darunter Sie, in einem sehr aufwendigen Experiment
die Wasserstoffisotope Tritium und Deuterium ver-
schmolzen und dabei Energie freigesetzt. Ein ganz
ähnliches Experiment ist dort amJet (»Joint European
Torus«) schon vor fast 25 Jahren gelungen. Wiederho-
len Sie nur alte Kunststücke?

Kappatou: Nein, der Fortschritt zu damals ist ge-
waltig. Nach dem ersten Experiment haben wir ge-
lernt, dasswir dasBaumaterial der Reaktorinnenwand
ändern müssen. Früher bestand sie aus Kohlenstoff,
der viel Brennstoff einfach verschluckte. Das ist uner-
wünscht. Jetzt besteht die Innenwand aus Beryllium
undWolfram. In der Zwischenzeit kamen viele weitere
Neuerungen hinzu. Alles, was wir bei dem neuen Ex-
periment gesehen haben, hatten wir genau so theore-
tisch vorhergesagt. Das allein ist ein Riesenerfolg.

SPIEGEL: Im Inneren des Jet herrschten Temperatu-
ren von 150MillionenGrad, zehnmalmehr als im Inne-
ren der Sonne. Das ist nötig, damit Tritium und Deute-
rium ein Plasma bilden, eine heiße Suppe aus Atom-
kernen, die sich dann zu Helium vereinigen. Das Expe-
riment lief fünf Sekunden lang, und in jeder Sekunde
wurden etwa elf Megawatt freigesetzt. Das klingt nicht
so, als würde so bald ein Reaktor in Betrieb gehen.

Kappatou: Richtig, aber für eine längere Leistungs-
dauer wurde Jet auch nicht entworfen. Im Nachfolge-
reaktor Iter, der derzeit in Südfrankreich gebaut wird
und wo hoffentlich 2025 das erste Plasma erzeugt
wird, werden wir bereits eine Stunde hoher Fusions-
leistung erreichen. Da wir das Plasma gut verstehen,
wird es in künftigenAnlagen kein großesProblemsein,
es noch viel länger einzusetzen.

SPIEGEL: Bis die erste Kernfusion bei Iter stattfindet,
soll es noch bis 2035 dauern…

Kappatou:… genau, aber vielleicht haben wir durch
den Erfolg am Jet etwas Zeit eingespart. Wir sind auch
schon dabei, Demo zu entwerfen, das Demonstrati-
onskraftwerk, das als Erstes eine Leistung von 300 bis
500Megawatt ins Stromnetz einspeisen soll. In der Fu-
sionsforschung passiert gerade sehr viel gleichzeitig.

SPIEGEL: Kritiker der Kernfusion sagen, dass wir das
Geld lieber in den Ausbau der erneuerbaren Energi-
en stecken sollten, denn bis zur angestrebten Klima-
neutralität 2050 sei dieKernfusionehnicht großflächig
einsetzbar. Was entgegnen Sie?

Kappatou:Wir brauchen unbedingt alles, was wir an
CO2-freier Energie bekommen können. Erneuerbare
alleinwerden aber auch in Zukunftdie Grundlast nicht
decken können. Wenn wir Kohle, Gas und Kernspal-
tung ersetzen wollen, dann brauchen wir die Fusion.
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